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So vieleMenschen fahren
täglich aus Frankreich und aus
derWaadt in den Kanton Genf,
viele von ihnenmit demAuto.

500000

Der Kampf gegen dreckige
Autos erreicht die Schweiz.
Als erster Kanton will Genf
künftig bei schlechter Luft
temporäre Fahrverbote
verhängen.
Daniel Friedli

Fahrverbote für Dieselautos sind
ein legitimes Mittel gegen zu
hohe Luftverschmutzung. Dieses
Urteil deutscher Richter ist am
Dienstag nicht nur in Stuttgart
oder Hamburg mit Freude aufge-
nommen worden, sondern auch
in Genf. Denn dort plant der
kantonale Umwelt- und Verkehrs-
direktor Luc Barthassat (cvp.)
nach dem Vorbild französischer
Städte eine Art Fahrverbot bei
Bedarf – und begrüsst darum den
deutschen Richterspruch. «Er
zeigt, dass sich in dieser Sache
etwas bewegt», sagt Barthassat.
Nur die Schweiz habe leider
Verspätung, «darum gehen wir in
Genf nun selber voran.»

In der Tat hat die Kantons-
regierung schon im Herbst ein
Projekt verabschiedet, das für die
Schweiz eine Premiere wäre: Sie
will bei starker Luftverschmut-
zung Autos mit hohem Schad-
stoffausstoss temporär von der
Strasse nehmen. Dafür hat sie
beim Grossen Rat die grundsätz-

GenfplantFahrverbote füralteAutos
liche Kompetenz beantragt; die
genauen Details will sie später in
einem Reglement festlegen, in
enger Absprache mit den franzö-
sischen Grenzregionen.

Einige Eckwerte des angedach-
ten Systems nennt Barthassat
bereits heute: So ist analog zum
französischen System Crit’Air ge-
plant, die Autos mit farbigen Auf-
klebern in sechs Klassen einzutei-
len. Ältere Dieselautos kämen
demnach in die schlechteren
Klassen, womit ihre Besitzer eher
ein Fahrverbot riskieren. Ver-
hängt würden diese Verbote nur
zeitlich beschränkt und in be-
stimmten Zonen, wobei primär
die Innenstadt im Fokus steht. Als
Auslöser dafür sollen sodann eine
Reihe von Grenzwerten betref-
fend Feinstaub, Ozon oder Stick-
oxid gelten, die in Genf etwa drei-
mal pro Jahr während 2 bis 15 Ta-
gen überschritten werden.

Barthassats Vorschlag liegt der-
zeit bei der Verkehrskommission
des Grossen Rates, mit Chancen auf
eine Mehrheit. Denn Fahrverbote
sind nicht nur bei den Linken im
Kurs, das rechtspopulistische
Mouvement citoyens genevois
sieht darin eine Möglichkeit, die
ungeliebten Grenzgänger zu brem-
sen, die täglich mit dem Auto nach
Genf fahren. Ob das System der-
einst eingeführt werden kann, wird

wohl nicht nur in Genf entschie-
den, sondern auch in Bundesbern.
Denn dort stellt man sich die Frage:
Dürfen die Genfer das überhaupt?

Schliesslich wird im Bundes-
haus seit Jahren über die Schaf-
fung von Umweltzonen mit spe-
ziellem Verkehrsregime gestrit-
ten. Und bisher gingen selbst lin-
ke Politiker davon aus, dass dafür

eine neue, nationale Rechts-
grundlage nötig wäre. Der frühere
Verkehrsminister Moritz Leuen-
berger (sp.) hatte 2010 dazu einen
Anlauf genommen, die Übung
aber nach breiter Kritik wieder
abgebrochen. Im letzten Sommer
doppelte dann VCS-Präsidentin
und SP-Nationalrätin Evi Alle-
mann mit einer Motion nach, die
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Problem «pollution»: Genf will bei schlechter Luftqualität in der Stadt gewisse Autos verbieten.

vom Bundesrat aber ebenfalls ab-
gelehnt wird.

Die Genfer Regierung vertritt
nun die Haltung, dass Fahrver-
bote durchaus erlaubt seien, so-
lange sie nur temporär und als
Teil eines umfangreichen Mass-
nahmenkatalogs verhängt wür-
den. In diesem Sinne interpretiert
zumindest sie auch ein Schrei-
ben, das Verkehrsministerin Doris
Leuthard unlängst nach Genf
geschickt hat. Politisch dürfte der
Punkt jedoch noch zu reden
geben. «Aus heutiger Sicht muss
man davon ausgehen, dass es
dafür eine Regelung auf Bundes-
ebene braucht», sagt etwa Thierry
Burkart, FDP-Nationalrat und
Vizepräsident des TCS. Man
werde daher genau beobachten,
wie es in Genf weitergehe.

Luc Barthassat lässt sich davon
nicht bremsen. «Auf eine nationa-
le Lösung können wir wohl noch
lange warten», meint er. «Hand-
lungsbedarf besteht aber bereits
jetzt.» An die Adresse der betrof-
fenen Autofahrer sagt Barthassat,
man werde allfällige Fahrverbote
mit flankierenden Massnahmen
abfedern. Denkbar wären etwa
Gratisparkplätze ausserhalb der
Stadt oder die kostenlose Benüt-
zung von Zug, Tram und Bus.
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Der Reaktor Beznau I soll
bald wieder ans Netz. Die
Sozialdemokraten lancieren
dagegen eine Petition.
AndreaKučera

Am nächsten Dienstag informiert
das Eidgenössische Nuklear-
inspektorat (Ensi), ob das Kern-
kraftwerk Beznau I nach bald drei
Jahren Stillstand hochgefahren
wird. Die SP Schweiz weiss offen-
sichtlich bereits, dass die Behörde
grünes Licht erteilen wird: «Diese
Aufweichung der AKW-Sicherheit
dürfen wir nicht zulassen»,
schreibt die Partei in einer Peti-
tion, die am Dienstag in Umlauf
gebracht werden soll.

Die Sozialdemokraten sind
nicht die Einzigen, die von der be-
vorstehenden Wiederinbetrieb-
nahme Wind bekommen haben.
Die atomkritische Energiestiftung
Schweiz verschickte ein Commu-
niqué, in dem sie das Ensi bezich-
tigt, «die wirtschaftlichen Inter-
essen der AKW-Betreiber über die
Sicherheit der Bevölkerung» zu
stellen. Auf der Website «Beznau-
Alarm» wird derweil zur Spontan-
kundgebung aufgerufen, und
Parlamentarier bereiten Vor-
stösse vor. Diesen Protesten der
Atomgegner steht aus verständ-
lichen Gründen das Schweigen
der Betreiberin Axpo gegenüber.
Man wisse nicht, wie das Ensi
entscheiden werde, sagte ein
Sprecher. Auf ein baldiges Hoch-
fahren deutet hin, dass der
Zugang zum Werk seit kurzem
gesperrt ist – wohl um die Anlage
vor Atomgegnern zu sichern.

Das Seilziehen um das älteste
AKW der Welt ging los, nachdem
im Sommer 2015 Mängel am
Reaktordruckbehälter von Block I
entdeckt worden waren. Die Wie-
derinbetriebnahme musste mehr-
mals verschoben werden, weil
das Ensi weitere Abklärungen for-
derte. SP-Nationalrat Beat Jans
findet, der Zeitpunkt zum Abstel-
len sei längst erreicht; die Erd-
bebensicherheit sei nicht ge-
geben. Die Axpo entgegnet, es
gebe keinen Hinderungsgrund für
einen sicheren Weiterbetrieb.

Beznau: SP
bekämpft
Betrieb

StefanBühler

Mit der Abstimmung über «No
Billag» zur Abschaffung der Ra-
dio- und Fernsehgebühren geht
heute Sonntag eine lange und
intensive Abstimmungskampa-
gne zu Ende. Mit einer ironischen
Pointe: Finanziell profitieren die
Schweizer Zeitungsverlage von
der heftigen Kampagne kaum.
Profiteure sind die Online-Riesen
Facebook und Google. Und dies,
obwohl in den Debatten viel von
der medialen Grundversorgung
die Rede war, von Qualitätsjour-
nalismus, auf den unsere direkte
Demokratie angewiesen sei.

«Auf unserer Facebook-Seite
haben wir seit November rund
hundert Videos hochgeladen»,
sagt Mark Balsiger, Kampagnen-
Leiter des Komitees «Nein zum
Sendeschluss». Sportler, Musiker
und Schauspieler wandten sich in
kurzen Clips gegen die Initiative.
Viktor Giacobbo und Mike Müller
machten sich als Fredi Hinz und
Burri Hanspeter über «No Billag»
lustig. «Es ist die grösste Zahl an
oft hochwertig produzierten
Videos, die bisher in einer
Schweizer Abstimmungskampa-
gne verwendet wurde», sagt Bal-
siger. Zumal auch Akteure wie die
Operation Libero auf Online-In-
halte setzten. «Wir haben darauf
spekuliert, dass sich viele Krea-
tive in diesem Abstimmungs-
kampf engagieren werden», sagt
er, «deshalb lancierten wir früh-
zeitig unsere Page auf Facebook,
als Rampe für diese Videoclips,
die wir gratis erhielten.» Das Kal-
kül ist aufgegangen: «Seit Ende
Dezember erreichen wir so täg-
lich rund 200 000 Personen.»

Erosion bei den Inseraten
Auf der andern Seite setzten auch
die Initianten von «No Billag» auf
Videos. Sie waren zudem stark
auf Twitter aktiv (siehe Kasten).
Während im Internet die Debatte
tobte und im redaktionellen Teil
der Zeitungen die Initiative über
Wochen das beherrschende
Thema war, blieb die Zahl der
bezahlten Inserate hingegen ver-
gleichsweise tief. Das zeigt die
Analyse von «Année Politique

Polit-Videoübertrumpft Inserat
Im Abstimmungskampf um «No Billag» sind so viele Filme eingesetzt worden wie nie zuvor
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DerMusiker SamNational sorgtemit seinemAnti-No-Billag-Song «Das zahl ich nöd» für Aufsehen.

Suisse» der Universität Bern:
«Hinsichtlich der Zeitungsinse-
rate kann keineswegs von einer
massiven Kampagne gesprochen
werden», heisst es da. Das Inse-
rateaufkommen sei im langjähri-
gen Vergleich durchschnittlich.
Bemerkenswert: «No Billag» ist
nach dem ebenfalls heftigen
Kampf um die Rentenreform die
zweite Abstimmung in Folge, bei
der das Inserateaufkommen ver-
gleichsweise schwach war.

Die Inserate-Forscher schlies-
sen einen Trend zu weniger Inse-
raten und stärkeren Online-Kam-
pagnen zwar nicht aus, «die uns
vorliegenden Zahlen lassen eine
solche Aussage aber nicht zu»,
sagt Anja Heidelberger. Sie ver-
weist auf die Abstimmungen zur

Energiewende und der Unterneh-
menssteuerreform, wo sehr viele
Inserate gebucht wurden.

Anders beurteilt das Kampa-
gnen-Experte Balsiger: «Es findet
eine Erosion weg von den Insera-
ten statt», sagt er. Und Matthias
Leitner, zuständig für Abstim-
mungs- und Wahlkämpfe bei der
FDP, stellt fest: «Das Inserat ist
nicht mehr zwingender Bestand-
teil jeder Kampagne wie noch vor
wenigen Jahren. Es wird bewuss-
ter und gezielter eingesetzt.» Das
ist auch aus anderen Parteien und
Komitees so zu hören. Online
liessen sich bestimmte Gruppen
oder Einzelpersonen direkt an-
sprechen, oftmals günstiger als
über Inserate, lautet der Tenor.
Diesmal haben die Zeitungsver-

lage im Kampf um «No Billag»
aber selbst dann kaum profitiert,
wenn die Komitees auf Druck-
erzeugnisse setzten: Sowohl
«Nein zum Sendeschluss» als
auch die Initiativ-Befürworter um
den Gewerbeverband produzier-
ten eigene Abstimmungszeitun-
gen. Mit den Kosten von 700 000
Franken für die Verteilung und
die Produktion von 3 Millionen
Exemplaren erreiche man mehr
Unentschlossene als mit 20 ganz-
seitigen Inseraten in der Sonn-
tagspresse, was etwa gleich teuer
käme, erklärt Balsiger.

Gefragte Lokalzeitungen
Trotzdem ist es zu früh für einen
Abgesang auf das Politinserat.
Das zeigt etwa die Aktion der

Operation Libero: In einer breit
angekündigten Online-Sammel-
aktion kam genug Geld zusam-
men, um einmalig auf der ganzen
Titelseite des Gratisblatts «20
Minuten» ein Inserat zu placie-
ren. 165 000 Franken habe das
gekostet, sagt Silvan Gisler. Zu-
dem flossen kleinere Beträge für
Inserate in regionale Zeitungen.

Diese sind zwar nicht beson-
ders auflagenstark, dafür günsti-
ger. «Und», erklärt FDP-Kampa-
gnenchef Leitner, «sie finden eine
bessere Beachtung, als oft ange-
nommen wird.» So habe die FDP
etwa im Kampf gegen die Renten-
reform, als es auch um das
Ständemehr ging, gezielt Lokal-
zeitungen in besonders umstrit-
tenen Kantonen berücksichtigt.

Twitter

Sympathienbei
AfD-Politikern

Auf Twitter waren die Befür-
worter von «No Billag» beson-
ders aktiv: Obwohl sie bloss
17 Prozent der Nutzer aus-
machen, waren sie für rund
40 Prozent aller Tweets zur
Initiative verantwortlich. Das
zeigt einen Analyse des For-
schungsinstituts Öffentlichkeit
und Gesellschaft der Universi-
tät Zürich. Die Forscher Adrian
Rauchfleisch und Daniel Vogler
zeigen darin unter anderem
auf, dass die Debatte von deut-
schen Twitter-Usern aus dem
Umfeld der AfD aufgenommen
wurde – mit der Forderung, in
Deutschland selbst die Rund-
funkgebühren abzuschaffen. In
Deutschland seien in diesem
Zusammenhang vereinzelt
automatisierte Accounts,
sogenannte Bots, eingesetzt
worden, schreibt Vogler auf
Anfrage. Doch in der Schweiz
spielten Bots im politischen
Diskurs keine Rolle: «Die
Schweiz ist zu klein und die
Twitter-Sphäre zu stark ver-
netzt», so Vogler. (sbü.)


